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MECKLENBURG-VORPOMMERN THÜRINGENSAARLAND

Generalverdacht 
gegen Staatsdiener

Warum BSBD und DBB die geplante Verschärfung des Disziplinarrechts ablehnen.

Lesen Sie mehr dazu auf den Seiten 1 + 2 dieser Ausgabe.
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Ministerpräsidentin Manuela Schwesig „angeteasert“
Landesregierung befasst sich mit dem Thema Besoldung

Anlässlich der Verleihung des Jo­
hann-Stelling-Preises, am 15. Novem­
ber 2022, hatte ich im Nachgang des 
Festaktes die Möglichkeit, einige Wor­
te mit der Ministerpräsidentin un­
seres Landes Mecklenburg-Vorpom­
mern, Frau Manuela Schwesig, zu 
wechseln.

Ich wies auf das Problem der Besol­
dung / Unteralimentation der Justiz­
wachtmeister, im Bezug auf die gestie­
genen Lebenshaltungskosten und das 
in Aussicht stehende Bürgergeld hin, 
und lieferte unseren Lösungsansatz, die 
Überführung in den mittleren Dienst, 
nicht zuletzt wegen der gestiegenen An­
forderungen des Dienstes, gleich mit. 
Ergänzend erinnerte ich ebenfalls an 
das damit einhergehende Abstandsge­
bot zwischen den nachfolgenden Besol­
dungsgruppen. 

Frau Schwesig berichtete mir, dass 
die Landesregierung das Thema Besol­
dung, gerade vor diesem Hintergrund, 
bereits behandle. Wir werden also se­
hen, wie sie die „Kuh vom Eis“ bekom­
men wollen und bleiben dran.

Hintergrund zum  
Johannes-Stelling-Preis:

Der Namensgeber Johannes Stelling 
wurde mit weiteren politischen Mit­
streitern, für deren aufrechte Haltung 

(v.l.:) Ministerpräsidentin Manuela Schwesig, LV DStG Frank Höhne, LV BSBD Matthias Nicolai. 
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für die Demokratie, in der Nacht vom 
21. zum 22. Juni 1933, in Berlin von 
den Nationalsozialisten ermordet. 

Mit dem Johannes-Stelling-Haupt­
preis und weiteren Ehrenpreisen erin­
nert die SPD-Fraktion seit der ersten 
Verleihung im Jahr 2006 an Stellings 
Wirken, Schicksal und demokra­
tisches Vermächtnis und würdigt da­
mit Menschen oder Einrichtungen in 
Mecklenburg-Vorpommern, die gegen 

diskriminierende Tendenzen eintreten, 
strukturelle oder direkte Gewalt gegen­
über benachteiligten Menschen oder 
Gruppen bekämpfen, Zivilcourage und 
bürgerschaftliches Engagement zeigen 
oder demokratische und rechtsstaatli­
che Prinzipien gegen totalitäre Bestre­
bungen verteidigen.

Der Stellingpreis ist mit 4.500 Euro 
dotiert.

Matthias Nicolai � ■

Landesvorstand trifft Justizministerin Jacqueline Bernhardt
Justiz wird trotz Digitalisierungsbestrebungen eigenständig bleiben

Schwerin, 23.11.2022. – Um 16.00 
Uhr trafen sich der BSBD-Landesvor­
stand, vertreten durch Thomas Kämp­
fe, Stanley Mengel und Matthias 
Nicolai, mit der Ministerin für Justiz, 
Gleichstellung und Verbraucherschutz, 
Frau Jacqueline Bernhardt, zu einem 
ersten Gespräch im Justizministerium 
(JM). Zugegen waren ferner Frau Glo­
ria Arndt, für die Abt. 2 im JM, Herr 
Tilo Stolpe, Pressesprecher des JM und 
Sandro Smolka, Persönlicher Referent 
der Ministerin.

Nach einer kurzen Vorstellung des 
BSBD-Landesverbandes und seiner all­
gemeinen Aufgaben und Ziele erläu­
terten die Vorstandsmitglieder das ak­
tuelle Bestreben des Landesverbandes.
1. �Die einheitliche Umsetzung der 

aktualisierten Dienstpostenbewer­
tung für den mittleren Justizvoll­
zugsdienst und die Überprüfung 
der Dienstpostenbewertung für den 
gehobenen Dienst in den Justizvoll­

zugsanstalten sowie im Landesamt 
für ambulante Straffälligenarbeit 
(LaStar),

2. �die Änderung der Stellenober­
grenzenverordnung zugunsten der 
oberen Besoldungsgruppen einer 
Laufbahn und die Fortschreibung 
der Erfahrungsstufen in den Besol­
dungsgruppen,

3. �den Verwendungsaufstieg in den 
gehobenen und höheren Dienst,

4. �die Schaffung zusätzlicher Möglich­
keiten zum vorzeitigem Erreichen 
der Altersgrenze (über Altersteilzeit­
regelungen oder Arbeitszeitmodelle), 

5. �die Angleichung der Erschwerniszu­
lage an die des Polizeivollzugsdiens­
tes und sonstige Gleichstellung mit 
der Polizei,

6. �die Erhöhung der Anwärtersonder­
zulage,

7. �für den Justizwachtmeisterdienst: 
die Öffnung der Laufbahn bzw. 
Überführung in die Laufbahngruppe 

des mittleren Dienstes und Schaf­
fung einer Erschwerniszulage  
(Sicherheitszulage),

8. �die Verbesserung der Sicherheitsaus­
stattung für Mitarbeiter des LaStar.

Frau Bernhardt betonte, dass es ihr 
Bestreben sei, ihrer Verantwortung als 
Justizministerin und als Dienstvorge­
setzte gerecht zu werden. Dafür werde 
sie den Interessenvertretungen in allen 
Gesprächen mit Ehrlichkeit begegnen.

Im Weiteren berichtete sie darüber, 
dass die Justiz im Land Mecklenburg-
Vorpommern, trotz zentraler Digita­
lisierungsbestrebungen, eigenständig 
bleiben wird. Abschließend informierte 
die Ministerin zum geplanten, zentra­
len Nachbesetzungsverfahren der Lan­
desregierung, zu den Evaluationen des 
Krankenstandes im Justizvollzug und 
der Personalstruktur im LaStar sowie 
der Organisationsausstattung des Jus­
tizwachtmeisterdienstes.

Matthias Nicolai � ■
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Interview mit der 
Justizministerin
Inzwischen ist nach Übernahme des 
Justizressort durch Frau Jacqueline 
Bernhardt mehr als ein Jahr ver­
gangen. Höchste Zeit also, Frau Bern­
hardt auch abseits der Schlagzeilen 
von Funk und Presse näher kennen­
zulernen. Zu diesem Zweck führte 
zum Jahresende 2022 der BSBD Lan­
desverband M-V ein Interview mit 
der Ministerin für Justiz, Gleichstel­
lung und Verbraucherschutz.

Frau Bernhardt, was fällt Ihnen spon-
tan zu folgenden fünf Dingen ein?

Lieblingsfarbe? „Bunt”
Lieblingsessen?  
Senfei und Hühnerfrikassee”
Lieblingshobby?  
„Angeln, reiten, stricken”
Lieblingsbuch?  
„Der Gesang der Flusskrebse”
Meer oder Berge? „Beides”

Frau Bernhardt, Sie sind am 13. 
Februar 1977 in Leipzig geboren, in 
Borsdorf zur Schule gegangen, ha-
ben in Taucha das Abitur gemacht, 
in Leipzig studiert, dort das 1. und 
2. Staatsexamen gemacht und das 
Studium in einem Aufbaustudium 
in Europäischem Recht, sowohl in 
Wien als auch Leipzig, fortgesetzt. 
Welcher Umstand führte sie aus Sach-
sens weltbekannter Stadt Leipzig ins 
eher beschauliche Ludwigslust, nach 
Mecklenburg-Vorpommern?

„Mich führte der schönste Grund, den 
man sich vorstellen kann, nach Meck­
lenburg-Vorpommern: Die Liebe. Mein 
Mann kommt aus Groß Laasch und ich 
verliebte mich nach ihm auch in das 
Land.”

Von 2005 bis 2007 waren Sie als 
 selbständige Rechtsanwältin tätig. 
Wie gelangten sie in die „Fänge“  
der Politik?

„Fänge waren es nicht. Als ich nach 
Mecklenburg-Vorpommern kam, hatte 
mein damaliger Mentor, ein Rechtsan­
walt, mich dazu bewogen, gesellschaft­
lich tätig zu werden. Mir war die Stär­
kung des sozialen Zusammenhalts in 
der Gesellschaft und der Kampf gegen 
Ungerechtigkeiten schon immer sehr 
wichtig. Daher sah ich mich bei den 
politischen Parteien in meinem loka­
len Umfeld um. Und die LINKEN haben 
genau das vertreten, was ich mir vor­

gestellt habe. Bereut habe ich es nicht 
und bin meinem Mentor für diesen und 
viele, viele andere Hinweise sehr dank­
bar.”

Was mögen Sie besonders an Ihrer 
Arbeit als Politikerin und was nicht?

„Ich mag es zu gestalten. Und wenn ich 
Erfolge sehe und die Welt ein Stück ge­
rechter wird durch meine Arbeit. Poli­
tik ist sehr abwechslungsreich. Auch als 
Ministerin lerne ich jeden Tag neue in­
teressante Menschen und Themen ken­
nen. Das ist mein Naturell. Vom Stern­
zeichen her bin ich Wassermann. Ich 
brauche die Abwechslung. Die Frage 
nach dem, was mir nicht gefällt, kann 
ich gar nicht so direkt beantworten, da 
ich alle Herausforderungen nicht als 
Belastung sehe, sondern sie meistern 

möchte. Belastend ist meine Arbeit mit 
Sicherheit manchmal für meine Fami­
lie, die mich auch am Wochenende sel­
tener sieht, als es vielleicht in anderen 
Familien üblich ist. Aber da treffe ich 
zu Hause auf ganz viel Verständnis. Das 
baut mich auf und stärkt mich. Dafür 
bin ich sehr dankbar.”

Sie haben sich in der Vergangenheit 
sehr um das Thema Justiz bemüht. 
Seit einem Jahr sind Sie nun selbst 
in Regierungsverantwortung. Welche 
Forderungen und Ziele ihrer dama-
ligen Oppositionsarbeit haben Sie 
als Justizministerin bereits umsetzen 
können, was ist noch in Arbeit?

„Das wird doch schon eine längere Ant­
wort, obwohl ich erst seit einem Jahr im 
Amt bin. Ein Jahr ist natürlich für eine 
politische Gestaltungsphase noch ziem­
lich am Anfang. Für die Justiz kann ich 
sagen, wir haben sie gestärkt. Zu sehen 
ist das, dass wir im Justizvollzug zum 
Beispiel sehr gut durch die Corona-
Pandemie gekommen sind. Das liegt an 
engagierten Kolleginnen und Kollegen, 
denen ich an dieser Stelle ausdrücklich 
danken möchte. Was wir erfolgreich 

vom Vollzug auf Gerichte und Staats­
anwaltschaften ausweiten konnten, ist 
die Krisenintervention. Die Hilfe für 
Bedienstete, das war mir wichtig, sollen 
auch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
der Gerichte und Staatsanwaltschaften 
durch eine Psychologin bekommen. 
Überfällig fand ich es, die Ehrenamtler 
in der Justiz zu ehren. Es gibt in den 
unterschiedlichsten Bereichen der Jus­
tiz so viel ehrenamtliches Engagement, 
dafür habe ich den Ehrenamtspreis 
der Justiz aus der Taufe gehoben und 
ihn erstmals in diesem Jahr vergeben. 
Apropos Ehrung. Das Justizministerium 
heißt seit einem Jahr Ministerium für 
Justiz, Gleichstellung und Verbraucher­
schutz. Eine unserer ersten ehrenvollen 
Aufgaben war es, das Feiertagsgesetz 
anzugehen. Ab 2023 ist der Internatio­
nale Frauentag am 8. März bei uns in 
Mecklenburg-Vorpommern gesetzlicher 
Feiertag. Ein entsprechender Gesetzent­
wurf der Landesregierung wurde vom 
Landtag mehrheitlich angenommen. 
Der Frauentag als Feiertag ist ein wich­
tiger Baustein auf dem Weg zur Gleich­
berechtigung von Frauen und Männern 
und ist eine Würdigung für die Leistun­
gen der Frauen in Beruf und Familie. 
Die Ehrung der Frau des Jahres ist dabei 
weiterhin ein öffentlichkeitswirksames 
Zeichen. Wichtig ist auch die Unterstüt­
zung der Verbraucherzentrale Mecklen­
burg-Vorpommern. Sie berät, hilft bei 
Rechtsproblemen und vertritt die Ver­
braucherinnen und Verbraucher. Wir 
haben dafür gesorgt, dass die Verbrau­
cherzentrale eine bessere personelle 
und finanzielle Ausstattung bekommt. 
Die Arbeit ist natürlich noch nicht ge­
tan. Wir bereiten uns intensiv auf eine 
mögliche Energiemangellage vor. Das 
ist insbesondere im sensiblen Bereich 
der Justizvollzugsanstalten ein äußerst 
wichtiges Thema. Ich kann sagen: Dank 
der professionellen Herangehensweise 
aller Akteure sind wir sehr gut vorberei­
tet. Hierbei spielen die gut eingespielten 
Abläufe und die Erkenntnisse aus Pan­
demiezeiten eine tragende Rolle. Was 
den Vollzug angeht, so unterstützen wir 
aktiv die Reformbemühungen im Bund 
zur Verringerung und auch Vermeidung 
von Ersatzfreiheitsstrafen. Wir haben 
uns in den letzten beiden Justizminis­
terkonferenzen mit entsprechenden 
Beschlussvorschlägen durchgesetzt.”

Bis 2024 werden sich die Personal
abgänge in der Justiz verdreifachen. 
Die Arbeitskräfte suchende Konkur-
renz auf dem Arbeitsmarkt ist stark. 
Das Konzept zur Personalnachbe-
setzung in den Ressorts könnte die 
Funktionalität der Justizbehörden 

Jacqueline  
Bernhardt
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Weihnachtsessen im OV Bützow

Kaum zu glauben, wie schnell wir 
durch das Jahr 2022 „gesegelt” sind. 
Auf unseren Weg gab es viele Strom­
schnellen, Gewitter, Hindernisse und 
Tücken, die wir passieren mussten. 
Doch zusammen konnten wir das 
Schiff durch das Jahr steuern.

Alle Jahre wieder treffen wir uns 
in kleinen geselligen Runden, um die 
Vorweihnachtszeit einzuläuten und 
das Jahr Revue passieren zu lassen. An 

vier Abenden im November und De­
zember konnten sich die Mitglieder un­
seres Ortsverbandes zum traditionellen 
„Entenessen” im Bützower Hof treffen.

Bei gemütlicher Stimmung und lecke­
rem Essen, hatten wir schöne und inte­
ressante Gespräche. 

Wir wünschen unseren Mitgliedern 
einen guten und erfolgreichen Start in 
das spannende 2023!

M. Stüwe � ■
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Im Falle eines (Rechtsschutz-) Falles
Rechtsschutztag 2022

Daher ist es gut, einen Rechtsschutz in 
der Hinterhand zu wissen, der sich aus­
schließlich Rechtsgebieten widmet, mit 
denen wir täglich konfrontiert werden.
Um die Zusammenarbeit zwischen den 
Rechtsschutzbeauftragten der Fachge­
werkschaften im dbb beamtenbund 
und tarifunion (dbb) und den Anwäl­
ten des Dienstleistungszentrum Nord 
(DLZ) zu verbessern, trafen sich die 
Genannten am 17. November 2022, in 
der Geschäftsstelle des dbb Landesver­
bandes, in Schwerin.

Auf dieser Veranstaltung informierte 
das DLZ über die Zuständigkeiten der 
jeweiligen Anwälte für die einzelnen 
Rechtsgebiete und die Form der Rechts­
schutzgewährung durch den dbb. Nicht 
zuletzt ging es darum, die Kompetenzen 
der Rechtsschutzbeauftragten bei der 
Aufnahme und Antragstellung von be­
rufsbezogen Rechtsschutzbegehren zu 
stärken. So ist, neben der Darstellung 
des Sachverhalts und der Vollständig­
keit beigefügter Unterlagen, besonders 
auf die Prüfung der Eilbedürftigkeit 

und den damit drohenden Rechtsver­
lust durch Fristablauf zu achten. Folg­
lich waren die Fristen der jeweiligen 
Rechtsthemen auch ein zentrales Ele­
ment dieser Veranstaltung.

Die Rechtsschutzvertretung ist kos­
tenlos und erstreckt sich vom Beamten- 
und Verwaltungsrecht (z. B. Besoldung, 
Beihilfe) über die Sonderfälle Konkur­
rentenstreitverfahren und dienstliche 
Beurteilungen (z. B. bei Auswahl- oder 
Ausschreibungsverfahren oder in Beför­
derungssituationen), Arbeitsrecht (z. 
B. Urlaub, Gehalt, Kündigung), Sozial­
recht (z. B. Krankengeld, Erwerbsmin­
derungsrente, Pflegegrade), Strafrecht 
(z. B. Vorwurf der Körperverletzung im 
Amt, Bestechlichkeit), Disziplinarrecht 
(bei Einleitung eines Disziplinarverfah­
rens) und Ordnungswidrigkeitenrecht 
(Zugang eines Bußgeldbescheides) bis 
hin zum Zivilrecht (z. B. auf Grundla­
ge einer erfahrenen Körperverletzung 
oder eines Beleidigungsgeschehens, 
mit möglichen Schmerzensgeldansprü­
chen).                         Matthias Nicolai  �■

zusätzlich belasten. Halten Sie es  
für wichtig zusätzliche Anreize für  
potenzielle neue Mitarbeiter*innen 
und gleichzeitig für das Bestand-
spersonal zu schaffen, um dieses 
mitzunehmen und nicht zu verlieren? 
Wenn „Ja“, welche Maßnahmen wer-
den sie ergreifen?

„Diese Frage ist leider nicht einfach zu 
beantworten, denn in einem Jahr kann 
ich die Personalpolitik der Vorjahre 
nicht rückgängig machen. Es wurden ja 
mit der Erhöhung der Wechselschicht­
zulage und des Anwärtergrundbetrags 
schon wichtige Schritte in die richtige 
Richtung getan. Ich verstehe, dass wir 
mit den Anreizen nicht nachlassen dür­
fen. Und ja, wir sind mit anderen Bun­
desländern im Wettbewerb. Wir sind 
auch dabei, außerhalb des monetären 
Anreizes die Vereinbarkeit von Freizeit, 
Familie und Arbeit besser zu gestal­
ten. Auch gehört zur Wahrheit dazu, 
dass der Landesdienst in Mecklenburg-
Vorpommern im Deutschlandvergleich 
durchaus mithalten kann. Aber glauben 
Sie mir, ohne schon etwas in der Öf­
fentlichkeit verkünden zu können, wir 
arbeiten hart daran, dass Sie zufrieden 
bleiben.”

In der Drucksache 7/6083, Beschlus-
sempfehlung und Bericht des Rechts-
ausschusses zum Gesetzentwurf der 
Landesregierung „Hausrecht- und 
Justizwachtmeisterei Befugnisse-Ge-
setz (HJWBG M-V)“ forderte DIE  
LINKE, die Ausbildung und Besol-
dung des Justizwachtmeisterdienstes 
dem der Polizei anzugleichen. Wir 
teilen diese Einschätzung, da sowohl 
die sicherheitsspezifischen Aufgaben 
als auch die mit Einführung der E-
Akte und dem elektronischen Rechts-
verkehr höherqualifikative Tätig-
keiten an Umfang stark zugenommen 
haben. Welche Schritte unternehmen 
Sie, um diese Forderung umzusetzen 
bzw. sich dieser zu nähern?

„Die Arbeitsbelastung in den Justiz­
wachtmeistereien ist mir bei allen Be­
reisungen zu Gerichten und Staatsan­
waltschaften benannt worden. Und ja, 
das ist eine Herausforderung, die wir 
gerade versuchen zu lösen. Denn eines 
ist klar: Die Sicherheit an den Gerich­
ten und Staatsanwaltschaften muss 
gewahrt bleiben. Doch noch kann ich 
Ihnen leider keine konkreten Zusagen 
verkünden. Auch hier nur: Wir haben 
verstanden und arbeiten daran.”

Frau Bernhardt, vielen Dank 
für das Gespräch. � ■

In Zeiten wachsender Konfliktbereitschaft gewinnt der Rechtsschutz, ge­
rade in unserer Branche, zunehmend an Bedeutung und wer heute noch 
glaubt, ein tadelloses dienstliches Auftreten allein würde vor verfahrens­
rechtlichen Angriffen schützen, der glaubt wohl auch an den Osterhasen. 
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